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Protokoll der Vorstandssitzung 2013/2017 / 13 
von Donnerstag, 28. Mai 2015, 08.30 Uhr, Altersheim Lebensgarte, Biberist 

 

Traktanden 

1.  Begrüssung durch den Präsidenten  
 
2.  Protokollgenehmigung   
 a) Protokoll der Vorstandssitzung vom 26. März 2015  
 
3.  Bildung / Soziales: Sonderschulen 

Organisation / Finanzen / Schulgelder, Lastenausgleich und Zuweisungspraktiken; Orientierung des 
DBK und Beschlussfassung über Vollzugsaufträge 

 
4.  Bildung: Musikschulen 

Subventionierung und Festlegen der Grundsätze für Strukturreformbegehren (Löhne, Lektionen, 
Schulleitungen) 

 
5.  Leistungsvereinbarung Verein Tagesfamilien Kanton Solothurn 
 Festlegen Unterstützungsart 
 
6.  Unternehmenssteuerreform III  
 Allgemeine Informationen sowie Auswirkungen auf die Gemeinden 
 
7.  Neuer Finanzausgleich NFA 
 Steuerungsgrössen 2016, allg. Kurzinformationen aus den FILAKO-Verhandlungen  
 
8. Laufende Vernehmlassungen 
 a) Verordnung über Wahl- und Abstimmungsplakate 
 b) Konsultation Lektionentafel 
 
9. Termine 
 a) nächste VSEG-Vorstandssitzung; Vorschlag: Freitag, 26. Juni 2015 
 
10. Mitteilungen / Verschiedenes 

 a)  Jugendverbandsstrukturen / Dachverband für Kinder- und Jugendliche, Demission Kurt Bloch als 
VSEG-Vertreter; Neuwahl eines Mitgliedes 

 b)  Schlüsselprojekt kantonalweite IT-Strukturen Sozialhilfe; Verhandlungsmandat 
 c) Schlüsselprojekt neues Revisionskonzept Sozialhilfe; Stand der Dinge 
 d)  Jahresbericht / Jahresrechnung 2014 Kinderspitex Nordwestschweiz 
 e)  Revision SKOS-Richtlinien 
 f)  Pendenzenliste 
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Präsenz 
 
 

    Teilnahme 

Name Vorname Ort Funktion / Organ anw. abw. 

Tschumi Kuno Derendingen Präsident   

Barth Gaston Solothurn Mitglied / SO   

Berger Hans Peter Langendorf Mitglied / LE   

Blaser Martin Biberist Mitglied / WA   

Bloch Kurt Mümliswil-Ramiswil Mitglied / Thal   

Christ Josef Büsserach Mitglied / TS   

Fluri Kurt Solothurn Mitglied / SO   

Flury Markus Oensingen Mitglied / Gäu   

Gervasoni Andreas Dulliken Mitglied / VGS   

Hänggi Roger Zullwil Mitglied / TS   

Hodel Peter Schönenwerd Vize-Präsident   

Lederer Daniel Oberbuchsiten Mitglied / Gäu   

Probst Anton Bellach Mitglied / LE   

Rhiner Walter Dulliken Mitglied OL   

Scheidegger François Grenchen Mitglied / LE, Vizepr.   

Schlatter Christian Dornach Mitglied / DO   

Schluep Herbert Nennigkofen Mitglied / BUE   

Sieber  Markus Lohn-Ammannsegg Mitglied / WA   

Siegenthaler Roger Lüterkofen Mitglied / BUE   

Stampfli Roland Balsthal Mitglied / Thal   

Tanner Karl Trimbach Mitglied / Gö   

von Arx Markus Erlinsbach Mitglied / Gö   

Weber Philippe Seewen Mitglied / DO   

Wey Martin Olten Mitglied / OL   

Wyniger Sergio Solothurn Vertreter BWSo   

 

Blum Thomas Obergerlafingen Geschäftsführer   

Boner Kurt Grenchen Gast, Berichterstatter   

Panzer Anita Feldbrunnen Medienbeauftragte   

Urfer Daniela Thunstetten Sekretärin   
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Verhandlungen Beschluss 

 
 
1.  Begrüssung durch den Präsidenten 
 
Kuno Tschumi, Präsident des VSEG, begrüsst die Anwesenden zur Vorstandssitzung, 
speziell Regierungsrat Remo Ankli und die zahlreichen Referenten. Leider mussten sich 
viele Vorstandsmitglieder entschuldigen. Die Traktandenliste wird genehmigt. 
  
 
2.  Protokollgenehmigung  
 
Das Protokoll der Vorstandssitzung vom 26. März 2015 wird mit einer Enthaltung geneh-
migt und verdankt. 
 
 
3.  Bildung / Soziales: Sonderschulen; Organisation / Finanzen / Schulgelder, Las-

tenausgleich und Zuweisungspraktiken; Orientierung des DBK und Beschlussfas-
sung über Vollzugsaufträge 

 
Referenten  Regierungsrat Remo Ankli, Vorsteher des DBK 
  Kurt Ruefer, Volksschulamt, Leiter individuelle Leistungen 
  Adrian van der Floe, Präsident VSL SO  
  Andreas Walter, Chef Amt für Volkschule und Kindergarten 
 
Ausgangslage 
Der Bereich Sonderschulen gab in den letzten Wochen Anlass zu zahlreichen Diskussio-
nen bezüglich den anfallenden Gemeindebeteiligungskosten, den Zuweisungspraktiken 
(sie sind für die Gemeinden nicht transparent und kaum nachvollziehbar) sowie dem Las-
tenausgleich. Der Geschäftsführer des VSEG hat die verschiedenen Fragen zusammen-
getragen und dem DBK zur Behandlung und Beantwortung eingereicht. Ein weiteres 
wichtiges Anliegen der Gemeinden ist die Umsetzung eins Informationskonzeptes für die 
Sonderschul-Zuweisungen.  
 
Allgemeine Einführungen durch Regierungsrat Remo Ankli 
Die Aufarbeitung des Themas ist sehr komplex, die Erwartungen der verschiedenen Be-
teiligten sind entsprechend unterschiedlich. Gesamtgesellschaftlich gesehen ist feststell-
bar, dass die „klassischen Behinderungen“ klar rückläufig sind. Die Gemeinden und der 
Kanton sind sich einig, dass die Regelschule gut organisiert sein und entsprechend funk-
tionieren muss, damit die Sonderschulen nur bei Bedarf beigezogen werden müssen.  
 
Die Kosten sind schwierig zu eruieren. Die umzusetzenden Sparmassnahmen führen 
nicht zu Strukturveränderungen, sondern sie sind auf den Erhalt der bestehenden Struktu-
ren ausgerichtet. 85% der Kosten im Sonderschulbereich sind Personalkosten. Hier wä-
ren der GAV oder die Einsatzplanung des Personals mögliche Handlungsfelder. In Bezug 
auf die verwaltungsmässigen Abläufe sind Vereinfachungen und Optimierungen möglich 
(z.B. betr. Rechnungswesen), die gesetzlichen Vorgaben sind aber einzuhalten. Das Zu-
weisungsverfahren ist gut gelöst, mit Ausnahme der Klinikschule, dies wird aber bis Ende 
Jahr angegangen. Bei der Koordination der Notstelle KESB gibt es Überschneidungen 
und entsprechend Handlungsbedarf. Die verschiedenen dringenden Handlungsfelder 
könnten auch über die Interinstitutionelle Zusammenarbeit IIZ behandelt werden.  
 
Kurt Ruefer beantwortet die Fragen gem. Fragenkatalog des VSEG 
Die verschiedenen Sonderschulangebote mit ihren Standorten und den entsprechenden 
Schülerzahlen und Kosten sind im allen vorliegenden Dokument aufgezeigt. In Bezug auf 
die Sonderpädagogik sei erwähnt, dass sich diese nicht auf die Schuljahre beschränkt, 
sondern dass die unterstützenden Massnahmen nach der Geburt beginnen und bis zur 
Volljährigkeit dauern. Nebst den staatlichen gibt es noch zahlreiche private Organisatio-
nen, mit ihnen wurden Leistungsvereinbarungen abgeschlossen.   
 

 
 
 
 
 
 
Genehmigung 
 
 
 
 
Genehmigung 
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Verhandlungen 
 
 
Die im Kanton Solothurn vorhandenen Strukturen sind zu 95 bis 100 Prozent ausgelastet. 
Die Vollkosten der Sonderschule je Monat belaufen sich auf ca. CHF 5‘500.00 bis 
6‘000.00. Ein Internat kostet zwischen CHF 8‘000.00 und 12‘000.00, ohne Transportkos-
ten. Der Kanton trägt die Kosten der von ihm verfügten Massnahmen. 
 
Im Gegensatz zur Regelschule werden im sonderpädagogischen System die Vollkosten 
erfasst und ausgewiesen (inkl. Häuser, Lohnkosten etc.). Der Lohnunterschied der Lehr-
personen Regel- / Sonderschule beträgt drei Lohnklassen (max. CHF 20‘000.00). 
 
Die Abrechnung mit den Organisationen (in den Leistungsvereinbarungen sind bis 2017 
Pauschalen vereinbart) und den Gemeinden für die 1‘000 Schüler erfolgt quartalsweise. 
Der Früherziehungsbereich ist bei den vorliegenden Angaben nicht enthalten.  
 
Durch angepasste Zugangskriterien kann die Anzahl Zuweisungen an die Sonderschule 
beeinflusst werden. Heute werden von diversen Stellen Aufmerksamkeitsstörungen diag-
nostiziert. Auch fremdsprachige Kinder weisen zunehmend Auffälligkeiten und/oder Lern-
schwierigkeiten auf. Diese Fälle laufen vielfach unter Paragraph 37, was eigentlich nicht 
korrekt ist, die Handhabung in der Regelschule erschwert und auch entsprechende Kos-
ten auslöst. Die Fähigkeiten der Kinder bei Schuleintritt sind ebenfalls sehr unterschied-
lich. Mit der Einführung der speziellen Förderung wurde festgestellt, dass jüngere Kinder 
mit auffälligen Schwierigkeiten zeitlich befristet in regionalen Kleinklassen (vorgesehen 
sind zwischen 8-10, die nun aufgebaut werden) unterstützt werden sollen. 
 
Die Arbeit und der Aufwand eines Regellehrers im Vergleich zu einem Sozialpädagogen 
(Integration vor Ort, sie betreuen rund 100 Kinder) sind sehr unterschiedlich, hier werden 
ein Systemwechsel und diverse Anpassungen geprüft. Die aktuellen Prozesse im Vor-
schul- und Schulalter sowie im nachobligatorischen Bereich sind in einem Leitfaden sowie 
im Konzept Sonderpädagogik geklärt.  
 
Informatische Bildung: Vor Kurzem hat das DBK die aktualisierten Regelstandards vorge-
stellt (sie werden diejenigen von 2008 ablösen), mit Empfehlungen an die Gemeinden bei 
künftigen Investitionen in diesem Bereich. Entgegen den reisserischen Medienberichten 
geht es aber keineswegs darum, dass die Gemeinden angehalten werden, für alle ihre 
Schüler Tablets zu beschaffen. 
 
Diskussion / Zusammenfassung 
Die Handhabung betr. Diagnose, Zuweisung und Kostenverteilung stellt eine grosse Her-
ausforderung dar. Kinder sollen auch nicht in Institutionen abgeschoben werden, vielmehr 
sollten die Eltern wieder vermehrt in Pflicht genommen werden, sie haben grosse Ein-
flussmöglichkeiten auf die Entwicklung ihrer Kinder.  
 
Regionale Kleinklassen kommen für die betroffenen Kinder fast einem Ferienaufenthalt 
gleich, mit gleichzeitiger Entlastung der Lehrpersonen der Regelschule. Es handelt sich 
hier um eine sehr teure Massnahme. 
 
Es sollte eine Arbeitsgruppe eingesetzt werden, um die verschiedenen Fragen zu klären 
und die für weitere Beschlüsse wichtigen Grundlagen und Auswirkungen auszuarbeiten.  
 
Beschlussfassung 
 
Der Vorstand des VSEG beschliesst, bezüglich Zuständigkeiten, Finanzierung und Infor-
mationen klare Grundsatzbeschlüsse zu fassen. Sollte nach wie vor eine finanzielle Ge-
meindebeteiligung im Raum stehen, wird der Geschäftsführer zusammen mit dem DBK 
beauftragt, die Grundlagen für einen kommunalen Lastenausgleich auf der Basis der 
neuen Schülerpauschalbeträge zu schaffen. Dem Regierungsrat ist ein entsprechender 
Reformkatalog für das Leistungsfeld Sonderschulen zu unterbreiten. 
 
 

Beschluss 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pendenz 
 
 
 
 
Beschlüsse / 
Pendenzen 
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Verhandlungen 
 
 
4.  Bildung: Musikschulen; Subventionierung und Festlegen der Grundsätze für 

Strukturreformbegehren (Löhne, Lektionen, Schulleitungen) 
 
Referent Stefan Hug, Verband Solothurner Musikschulen 
 
Ausgangslage 
Der Verband Solothurner Musikschulen setzt sich für die Gemeinden gegenüber dem 
Kanton für den musikalischen Unterricht ein und kämpft gegen die Einfrierung der seit 
1996 nicht indexierten finanziellen Mittel (4.5 Mio. Franken, nach Anzahl Volksschüler). 
Ab 2016 soll der Subventionsumfang 6.1 Mio. Franken betragen (künftig nach Fachbele-
gung). Das Kerngeschäft des Verbandes sind die Musikschulen, sie tauschen sich aber 
auch regelmässig mit den Musikvereinen und –verbänden aus. 
 
Es wurde eine Arbeitsgruppe eingesetzt, um das angestrebte Fachbelegungsmodell zu 
erstellen und in die Vernehmlassung zu geben. Die Fachbelegungsbeiträge gem. RRB 
2014/2207 belaufen sich pro Musikschüler auf CHF 640.00 (CHF 243.20), eine Leitungs-
pauschale von CHF 80.00 (CHF 30.40) sowie eine Schülerpauschale von 38%.  
 
Eine Fachbelegung ist auf einen Einzelunterricht von 25 Minuten ausgelegt (dies wider-
spiegelt auch die heutige gängige Unterrichtszeit), bei einem Unterricht über 50 Minuten 
gilt die Doppelfachbelegung. Bei der Musikgrundschule sollen sechs Fachbelegungen, bei 
einem Ensemble / Orchester 6-10 sowie bei einem Chor sechs Fachbelegungen berech-
net werden. 
 
Für das Schuljahr 2015/2016 soll dem VSA bis Ende August 2015 die Planung der Musik-
schulen mit den entsprechenden Fachbelegungen eingereicht werden. Die Abrechnung 
soll bis Ende Juni 2016 erfolgen (Abrechnung für das Schuljahr 2015/2016, Abgabe der 
Abrechnung der Musikschulen an das VSA mit effektiver Fachbelegung). 
 
Diskussion / Zusammenfassung 
Die vorgesehenen Subventionen von 6.1 Mio. Franken sind sehr erfreulich. Mit den Fach-
belegungen werden die Musikschulen vor qualitative und quantitative Anpassungen und 
Herausforderungen gestellt. Wünschenswert und wichtig ist auch, dass die Musikschulen 
Ensembles und Orchester fördern, damit das im Einzelunterricht Erlernte auch entspre-
chend angewendet und weiterentwickelt werden kann.  
 
Es sind nicht alle Anwesenden damit einverstanden, dass die Dauer des Einzelunterrichts 
von 25 Minuten sinnvoll und auch förderlich ist. Früher haben die Musikgesellschaften 
und –vereine ihre Bläser selber ausgebildet. Viele von ihnen haben heute Probleme, ge-
eignete Nachwuchsmusiker zu finden, diese kommen auch nicht von den Musikschulen. 
Es gibt aber auch einzelne Gemeinden, bei denen funktioniert es bestens. Unbestritten 
ist, dass die Entwicklung sowie die Nachwuchsförderung und –rekrutierung sehr stark von 
den beteiligten Personen abhängen. 
 
Die Anwesenden wünschen, die Zusammenarbeit zwischen der Musikschule und den 
(Blas-)Musikgesellschaften und –vereinen zu intensivieren. Die kulturelle Wichtigkeit des 
musikalischen Unterrichts und die regionalen und lokalen Gesellschaften sind unbestrit-
ten. 
 
Im Zusammenhang mit den Löhnen wird es seitens des LSO voraussichtlich den Vorstoss 
geben, das Pensum von aktuell 30 neu auf 29 Prozent festzulegen, bei gleicher Entschä-
digung. Hier handelt es sich jedoch um ein kommunales Leistungsfeld, das wird von den 
Gemeinden gegenüber dem LSO auch entsprechend kommuniziert. 
 
 
 
 
 

Beschluss 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pendenz 
 
 
 
 
 
Pendenz 
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Verhandlungen 
 
 
Beschlussfassung 
 
Der Vorstand des VSEG unterstützt einstimmig die Neuerungen für den Musikschulsub-
ventionsbereich. Die LSO-Forderungen für Musikschullehrer werden nicht unterstützt. Der 
Geschäftsführer wird beauftragt, den VSEG-Beschluss dem DBK, dem LSO und dem 
Musikschulverband zu eröffnen. 
  
 
5.  Leistungsvereinbarung Verein Tagesfamilien Kanton Solothurn; Festlegen 

Unterstützungsart 
 
Gemäss Sozialgesetz des Kantons Solothurn ist die Förderung familienergänzender Be-
treuungsangebote Aufgabe der Gemeinden. Die Leistungsvereinbarung 2012-2015 zwi-
schen dem Verein Tagesfamilien Kanton Solothurn, dem Schweizerischen Verband für 
Tagesfamilienorganisationen und dem ASO zielte darauf ab, einen gesamtkantonal täti-
gen Verein zu schaffen und aufzubauen, der die familienergänzende Betreuung im Be-
reich Tagesfamilien im ganzen Kanton ausweitet, gleichzeitig die Qualität der Betreuung 
sichert und die Einwohnergemeinden zur Unterstützung gewinnen kann. Die Ziele der 
Leistungsvereinbarung konnten weitestgehend erreicht werden. Ab 2016 wird es gem. 
Beschluss des Regierungsrates keine Mitfinanzierung des VTSO durch den Kanton mehr 
geben. 
 
Beschlussfassung 
 
Der Vorstand des VSEG beschliesst, das Betreuungsangebot des Vereins Tagesfamilien 
Kanton Solothurn ideell zu unterstützen. Die Geschäftsstelle wird zusammen mit dem 
VTSO beauftragt, eine entsprechende Infokampagne bei den Gemeinden zu lancieren. 
 
 
6.  Unternehmenssteuerreform III; Allgemeine Informationen sowie Auswirkungen 

auf die Gemeinden 
 
Referent Marcel Gehrig, Chef der kantonalen Steuerverwaltung 
 
Ausgangslage 
Durch den VSEG-Vorstand wurde bereits klar kommuniziert, dass es die Unternehmens-
steuerreform III ohne die Gemeinden nicht gibt. 
 
Ausführungen von Marcel Gehrig 
Der Zeitpunkt der Behandlung dieses Themas ist suboptimal, da in wenigen Tagen die 
Botschaft veröffentlicht wird, die u.U. von den folgenden Ausführungen abweichen kann. 
 
Marcel Gehrig informiert über die Ausgangslage (internationale Entwicklungen, Druck 
Seitens der EU), die Zielsetzung und steuerliche Massnahmen der USR III, die Senkung 
der Gewinnsteuersätze, finanzielle Auswirkungen und vertikale Ausgleichsmassnahmen 
sowie die Forderungen des Kantons Solothurn. Die USR III soll per 1. Januar 2019 einge-
führt werden (betrifft dann das Buchhaltungsjahr 2019). 
 
Die strategische Stossrichtung der USR III umfasst drei Schwerpunkte: Ersatz gewisser 
bisheriger Sonderregelungen durch neue Regelungen mit höherer internationaler Akzep-
tanz / weitere steuerliche Massnahmen zur Verbesserung der Systematik des Unterneh-
menssteuerrechts / Senkung von kantonalen Gewinnsteuersätzen, die durch geeignete 
Massnahmen des Bundes begünstigt wird. 
 
Steuererleichterungen sind auf allen Ebenen weiterhin möglich, es ist aber eine Begren-
zung vorzusehen. Weiter soll es so genannte Lizenzboxes geben (nicht zur Diskussion 
stehen Zins- und Handelsboxes).  
 

Beschluss 
 
 
 
 
Beschluss 
 
Pendenz 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschluss 
 
Pendenz 
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Verhandlungen 
 
 
Der Bundesrat hat am 2. April 2015 verschiedene Eckwerte kommuniziert. Unter anderem 
möchte er die Statusgesellschaften und Emissionsabgaben abschaffen, Erleichterungen 
bei der Kapitalsteuer erwirken, die Entlastung bei der Teilbesteuerung für Dividenden 
vereinheitlichen und bei max. 30% begrenzen und den Kantonsanteil der direkten Bun-
dessteuer von 17 auf 20.5 Prozent erhöhen. Folgende Punkte sollen nicht umgesetzt 
werden: zinsbereinigte Gewinnsteuer, Änderungen in Bezug auf Beteiligungsabzug und 
Verlustrechnung sowie die Einführung einer Kapitalgewinnsteuer. 
 
Die Senkung der Gewinnsteuersätze ist für die Kantone mit hohem Steueraufkommen 
von Statusgesellschaften zwingend. Andernfalls droht der Verlust von Steuersubstrat. Der 
Spielraum ist abhängig von Ausgleichsmassnahmen des Bundes. Der Bund will den 
Steuersatz nicht senken und bei 8.5% belassen. Der Steuersenkungsdruck lastet also 
vollumfänglich bei den Kantonen (SO ca. 60 Mio.) und den Gemeinden (ca. 70 Mio.). 
 
Vertikale Ausgleichsmassnahmen: Der Bundessrat schlägt die hälftige Beteiligung von 
Bund und Kantonen/Gemeinden an den Reformkosten vor. Die Kantone hingegen verlan-
gen die Kostenbeteiligung des Bundes im Umfang von 60%. Der Kanton Solothurn fordert 
zusätzlich die Verteilung der Ausgleichsmassnahmen je zur Hälfte nach Bundessteueran-
teil und pro Kopf der Bevölkerung sowie die Erhöhung des Anteils des Kantons Solothurn.  
 
Der Kanton Solothurn beantragt zudem, dass die ausgabenseitigen Massnahmen zur 
Gegenfinanzierung auf Bundesebene nicht zu einer Lastenabwälzung auf die Kantone 
führen. Weiter wird verlangt, dass der Bund die Ausfälle von Kanton und Gemeinden viel 
stärker kompensiert. Den zuständigen Gremien ist klarzumachen, dass ohne die Zustim-
mung der Gemeinden die ganze Vorlage scheitern wird. 
 
Diskussion / Zusammenfassung 
Die Gemeinden im Kanton Solothurn werden von der USR III unterschiedlich betroffen 
sein. Diesbezüglich sollten die Auswirkungen und mögliche Massnahmen geprüft werden. 
Aktuell laufen gem. Referent (noch) keine solche Abklärungen. Konkrete Auswirkungen / 
Kosten je Gemeinde sollten seiner Meinung nach erst dann verlangt, geprüft und aufge-
zeigt werden, wenn die umzusetzenden Massnahmen feststehen. Die Anwesenden 
möchten aber nicht zuwarten, sondern aufgrund des grossen Volumens vielmehr aktiv 
vorgehen und bei den zuständigen Stellen Antworten auf ihre Fragen verlangen. Das 
NFA-Monitoring muss ebenfalls im Auge behalten werden. Vor politischen Aktivitäten wird 
der Regierungsrat kontaktiert. 
 
 
Beschlussfassung 
 
Der VSEG nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. Die Auswirkungen auf und die Möglich-
keiten für die Gemeinden sind abzuklären. Es wird eine VSEG-politische Agenda be-
schlossen.  
 
 
7.  Neuer Finanzausgleich NFA; Steuerungsgrössen 2016, allg. Kurzinformationen 

aus den FILAKO-Verhandlungen  
 
Es wurde auf Gemeinden Rücksicht genommen, bei denen es zu einem Härtefall kam. 
Aufgrund geänderter Ausgangslagen der Gemeinden wird es gewisse Anpassungen ge-
ben. Konkrete Angaben und Zahlen dürfen zurzeit noch nicht veröffentlicht werden, da der 
Regierungsrat erst in ein paar Tagen über die NFA-Zahlen beschliesst. 
 
In Bezug auf die Abschreibungen wurde die Bildung von Delkredere gefordert. Dies sollte 
ab 2017 grundsätzlich möglich sein, es liegen jedoch aktuell noch keine verlässlichen 
Angaben vor, wie die Gemeinden dies handhaben sollen.  
 
 

Beschluss 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Pendenzen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschluss / 
Pendenz 
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Verhandlungen 
 
 
8. Laufende Vernehmlassungen 
 
a)  Verordnung über Wahl- und Abstimmungsplakate 
 
Die Gemeinden steigen auf die neue Verordnung nicht ein, dies wurde auch so gegen-
über der Staatskanzlei kommuniziert. Die Anwesenden sind der Meinung, die bestehen-
den Gesetzgebungen seien ausreichend, es brauche keine spezielle Verordnung. 
 
b)  Konsultation Lektionentafel 
 
Von den 10 Bezirken hat die Hälfte eine Stellungnahme abgegeben. Die Vorstellungen 
der Gemeinden bezüglich der Gestaltung der Lektionentafel sind sehr heterogen. Der 
VSEG hat in Absprache mit dem Schulleiterverband eine entsprechende Stellungnahme 
eingereicht. 
 
 
9. Termine 
  
a)  nächste VSEG-Vorstandssitzung; Vorschlag: Freitag, 26. Juni 2015 
 
Die nächste Vorstandssitzung findet am 26. Juni 2015 statt. Ein wichtiges Traktandum 
wird der neue Verteilschlüssel im Sozialbereich sein. Die Termine für die zweite Jahres-
hälfte werden via Doodle-Umfrage ermittelt. 
 
 
10. Mitteilungen / Verschiedenes 
 
a)  Jugendverbandsstrukturen / Dachverband für Kinder- und Jugendliche,  
 Demission Kurt Bloch als VSEG-Vertreter; Neuwahl eines Mitgliedes 
  
Die Anwesenden nehmen die Demission von Kurt Bloch als Vertreter des VSEG im 
Dachverband für Kinder- und Jugendliche zur Kenntnis. Dieser Entscheid erfolgte aus 
zeitlichen Gründen. Pro Jahr finden rund vier bis fünf Sitzungen statt, jeweils abends. 
 
Die Präsentation des Dachverbandes für Kinder- und Jugendliche durch dessen Präsi-
denten musste aus zeitlichen Gründen auf eine nächste Sitzung verschoben werden. 
Der Vorstand wird nach dieser Präsentation die Nachfolge von Kurt Bloch behandeln. 
 
b)  Schlüsselprojekt kantonalweite IT-Strukturen Sozialhilfe; Verhandlungsmandat 
 
Der Informationsaustausch soll mit den neuen IT-Strukturen verbessert werden, dies 
bringt den Sozialregionen und dem Kanton auch eine Entlastung. Der VSEG wird nun mit 
der Diartis AG, Lenzburg, einen Rahmenvertrag für die Arbeitsplätze in den 14 Sozialre-
gionen aushandeln. Das Konzept, inkl. Kosten und Umsetzung, wird bald vorliegen. 
 
c)  Schlüsselprojekt neues Revisionskonzept Sozialhilfe; Stand der Dinge 
 
Das Projekt befindet sich in der Endphase, es wird dem Vorstand des VSEG zu einem 
späteren Zeitpunkt vorgestellt. Das neue Konzept ermöglicht eine bessere Transparenz, 
wie die Sozialleistungen kontrolliert werden sollen.  
 
d)  Jahresbericht / Jahresrechnung 2014 Kinderspitex Nordwestschweiz 
  
Der VSEG ist Partner der Kinderspitex Nordwestschweiz, es besteht auch eine entspre-
chende Leistungsvereinbarung. Der Jahresbericht und die Jahresrechnung 2014 liegen 
vor. Die Organisation wird schlank und vorbildlich geführt. 
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Verhandlungen 
 
 
e)  Revision SKOS-Richtlinien  
 
Es wurden fast alle Forderungen des VSEG übernommen, der Kanton Solothurn war 
richtungsweisend. 
 
f) Pendenzenliste 
 
Die aktualisierte Pendenzenliste liegt vor. 
 
Verschiedenes 
- Die gesprochenen 2 Mio. Franken zugunsten von solopro-Projekten wurden auf alle 

14 Sozialregionen anhand der Sozialquote aufgeteilt. Die Mittel der Organisationen 
sind per April 2015 schon fast aufgebraucht. Es ist ein Beitragssystemwechsel not-
wendig, damit das Geld künftig den beanspruchenden Sozialregionen zugewiesen 
werden kann. Entsprechende Abklärungen und Massnahmen laufen. 

- AG Finanzierung Sanierung Schiessanlagen: Das Verwaltungsgericht des Kantons 
Zürich hat betr. Kostenverteilung für das ausserdienstliche Schiessen in einem Ur-
teil festgehalten, dass die Verursachereigenschaft und damit die Kostentragungs-
pflicht des VBS nicht nur für das militärische, sondern auch für das ausserdienstli-
che Schiessen gelte. Gegen diesen Entscheid hat das VBS nun Beschwerde beim 
Bundesgericht erhoben. Falls das Bundesgericht das Urteil des Verwaltungsge-
richts des Kantons Zürich stützt, müssten die Kostenanteile gegenüber der heuti-
gen Praxis neu verteilt werden. Davon würden vor allem die Einwohnergemeinden 
profitieren, welche bis anhin die Kosten für ausserdienstliche Schiessen zu tragen 
haben. Es besteht auch Ungewissheit über die Höhe der Bundesbeiträge und der in 
diesem Zusammenhang für die Aufforderungen zur Sanierung erforderlichen Ver-
fahrensschritte. Aus diesem Grund macht es zum jetzigen Zeitpunkt wenig Sinn, für 
den Kanton Solothurn ein Modell für die Finanzierung der Schiessanlagen auszu-
arbeiten. Die Arbeitsgruppe wartet den Entscheid des Bundesgerichts ab. Das Amt 
für Umwelt wird in der Zwischenzeit auch keine Sanierungsaufforderungen erlas-
sen. 

- Die Fachstelle Kinderschutz wird Ende August 2015 geschlossen. Die Rechnung 
wird im darauffolgenden Monat abgeschlossen. 
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Schluss der Vorstandssitzung: 12.20 Uhr Die Protokollführerin 
  
 
 Daniela Urfer 


